
Was bedrückt die 
westdeutschen 
Bauern ?
In Westdeutschland demon
strieren seit Anfahg des Jahres 
Bauern für Recht und so
ziale Sicherheit. Die Existenz
unsicherheit der Bauern 
wächst, die Verschuldung 
steigt rapide, die Absatzsorgen 
werden größer und die Ein
kommens- und Preisverluste 
nehmen seit der Getreidepreis
senkung ab 1. Juli 1967 zu. 
Allein im Jahr 1967 wurden 
laut „Grünem Bericht 1968“ 
wiederum 25 500 Betriebe un
ter 20 ha LN ruiniert. Hundert
tausende Bauern stehen heute 
durch die Agrarpolitik der 
Regierungen von Adenauer bis 
Kiesinger auf der untersten 
Stufe der Sozialskala.
Die Expansionspolitik der 
Kiesinger/Strauß-Regierung ist 
die Ursache für die Verschlech
terung der Lage großer Teile 
der Bauernschaft. Die im Rah
men der Globalstrategie sich 
verschärfende Tendenz, den 
Expansions- und Revanche
kurs mit Notstandsmaßnah
men im Innern noch zu ver
stärken und die Machtausdeh
nung durch Erringung der

Bonner Vorherrschaft in West
europa zu erreichen, geht ein
deutig ' auch mehr zu Lasten 
der Bauernschaft.
Im Oktober 1967 forderte 
Finanzminister Strauß im Bun
destag eine neue agrarpoliti
sche Konzeption, einen grund
legenden Kurswechsel, einen 
tiefgreifenden Wandel in der 
Subventionspolitik. Das Mono
polkapital und seine Handlan
ger in Bonn drängen darauf, 
den EWG-Agrarmarkt vorzei
tig zu realisieren und den Kon
zentrationsprozeß in der west
deutschen Landwirtschaft zu 
beschleunigen, möglichst kurz
fristig die Agrarstruktur auf 
kapitalistische Unternehmen 
auszurichten. Dabei sollen 
die bäuerlichen Produktions
zusammenschlüsse dem kapi
talistischen Konzentrations
prozeß dienstbar gemacht und 
mittels weiterer gezielter und 
gewandelter staatsmonopoli
stischer Maßnahmen an das 
System gekettet werden.

Indem der Konzentrationspro
zeß nun auch über die ver

schiedenen Gemeinschaften in 
der Landwirtschaft gefördert 
wird, soll gleichzeitig der Ab
satz landwirtschaftlicher Be
triebsmittel belebt und den 
Konzernen ein weiterer Profit
fluß ermöglicht werden. Auch 
die weitere Verflechtung von 
Industrie und Landwirtschaft 
soll auf diesem Wege voran
schreiten. So sind es expansive 
Ziele nach außen und innen 
und der Drang nach Maximal
profit, die den härteren Kurs 
bestimmen, der sich in der 
Landwirtschaft in der Kürzung 
der landwirtschaftlichen Förde
rungsmittel um rund 600 Mill. 
DM in diesem Jahre wider
spiegelt.
Diese Konzeption ist auch im 
Aktionsprogramm der CDU 
verankert. In den Thesen zum 
CDU-Parteitag 1968 heißt es, 
daß der „vertikale Verbund 
und die überbetriebliche Zu
sammenarbeit“ einen beson
deren Schwerpunkt bilden und 
die staatlichen Anreize zur 
Konzentration zu vervoll
kommnen seien. Die SP-Füh- 
rer haben das erste Agrar
strukturgesetz eingebracht, in 
dem vorgeschlagen wird, als 
erste Rate 50 000—60 000 Bau
ernwirtschaften zu liquidieren, 
um größere Betriebe schaffen 
zu können.

„Familienbetrieb“
unaktuell
Seit 1952 wurde zur Schürung 
der antikommunistischen Hetze 
und zu Verleumdungen des so
zialistischen Weges der Land
wirtschaft in der DDR die
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